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Allgemeine Chronik

Öffentliche Finanzen

Direkte Steuern

Im Oktober 2020 erliess das Bundesgericht sein Urteil gegen die Beschwerde des
Vereins Human Life sowie mehrerer Privatpersonen gegen den Rückzug der
Volksinitiative «Für Ehe und Familie – gegen die Heiratsstrafe» durch die CVP. Darin
hielt es fest, dass ein Komitee eine eidgenössische Initiative gemäss Bundesgesetz über
die politischen Rechte solange zurückziehen könne, bis der Bundesrat den
Abstimmungstermin festgesetzt habe. Da mit dieser Bestimmung sichergestellt werden
solle, dass eine Initiative nicht kurz vor der Abstimmung zurückgezogen werde, gebe es
keinen Grund, sie in diesem speziellen Fall nicht anzuwenden. Auch den Vorwurf,
wonach der Rückzug gegen die Abstimmungsfreiheit verstosse, verneinte das Gericht.
Es gebe keinen Anspruch auf eine Anerkennung eines Abstimmungsergebnisses, bei
dem der freie Wille der Stimmberechtigten nicht unverfälscht zum Ausdruck gekommen
sei. Nach Aufhebung der Abstimmung sei ihre Wiederholung für die Wiederherstellung
des «Vertrauens der Stimmberechtigten in die demokratischen Prozesse» nicht
notwendig. Schliesslich habe der Rückzug nicht gegen den Grundsatz von Treu und
Glauben verstossen, zumal es für einen Rückzug keines besonderen Grundes bedürfe. 1

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 07.10.2020
ANJA HEIDELBERGER

1) Bundesgerichtsurteil 1C_105_2020; Medienmitteilung Human Life vom 9.11.20
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